
Tagesordnungspunkt 2 
 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Hauptversammlung möge folgenden 
Beschluss fassen:  
 
 

BESCHLUSS 
 
 
Die Verwendung des im Jahresabschluss der Gesellschaft zum 31.12.2015 
ausgewiesenen Bilanzgewinnes in Höhe von EUR 214.900.000,00 wird im Sinne des 
vorliegenden Vorschlages des Vorstands wie folgt vorgenommen: 
 
Je dividendenberechtigte Aktie wird eine Dividende in der Höhe von EUR 0,50 
ausgeschüttet, sohin insgesamt höchstens EUR 214.900.000,00.  
 
Aus eigenen Aktien stehen der Gesellschaft keine Dividendenansprüche zu. 
 
Die Auszahlung der Dividende an die Aktionäre wird – abweichend von Punkt 23.4 
der Satzung, welcher die Auszahlung der Dividende 10 Tage nach der Abhaltung der 
Hauptversammlung vorsieht - fünf Bankarbeitstage nach der Hauptversammlung, 
sohin am 19. Mai 2016, erfolgen. 
 
 
  



Tagesordnungspunkt 3 
 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Hauptversammlung möge folgenden 
Beschluss fassen: 
 
 

BESCHLUSS 
 

 
Den Mitgliedern des Vorstands der Erste Group Bank AG wird für das Geschäftsjahr 
2015 die Entlastung erteilt. 
  



Tagesordnungspunkt 4 
 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Hauptversammlung möge folgenden 
Beschluss fassen: 

 
 

BESCHLUSS 
 
 
Den Mitgliedern des Aufsichtsrats der Erste Group Bank AG wird für das 
Geschäftsjahr 2015 die Entlastung erteilt. 

  



Tagesordnungspunkt 5 
 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Hauptversammlung möge folgenden 
Beschluss fassen: 
 
 

BESCHLUSS 
 
 
Den Aufsichtsratsmitgliedern wird für das Geschäftsjahr 2015 eine Vergütung in 
Höhe von gesamt EUR 664.400,- gewährt, wobei die Verteilung dieser Vergütung 
dem Aufsichtsrat vorbehalten ist.  
 
Das daneben auszubezahlende Sitzungsgeld für die Mitglieder des Aufsichtsrats wird 
mit Wirkung ab der heutigen Hauptversammlung mit EUR 1.000,- pro Sitzung des 
Aufsichtsrats oder eines seiner Ausschüsse festgesetzt. 
 
 

ERLÄUTERUNG 
 
 
Im Vergleich zum Geschäftsjahr 2014 ist die Vergütung höher, da die Anzahl der von 
der Hauptversammlung gewählten Mitglieder in der letzen Hauptversammlung am 
12.5.2015 von elf auf zwölf erhöht wurde. 
 
 
   

 
  



Tagesordnungspunkt 6 
 
 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Hauptversammlung möge folgenden Beschluss 
fassen: 
 
 

BESCHLUSS 
 
 

Neben dem Sparkassen-Prüfungsverband als gesetzlich vorgeschriebenem 
Abschlussprüfer wird die PwC Wirtschaftsprüfung GmbH zum Abschlussprüfer für 
den Jahresabschluss und Lagebericht, den Konzernabschluss und 
Konzernlagebericht der Gesellschaft für das Geschäftsjahr 2017 gemäß § 1 der 
Prüfungsordnung für Sparkassen, Anlage zu § 24 Sparkassengesetz, bestellt. 
 
 

ERLÄUTERUNG 
 
 

Die Transparenzangaben gemäß § 270 Abs 1a UGB sind auf der im Firmenbuch 
eingetragenen Internetseite der Gesellschaft zugänglich. 
  



Tagesordnungspunkt 7 
 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Hauptversammlung möge folgenden 
Beschluss fassen: 
 

BESCHLUSS 
 

Die Satzung wird im Punkt 12.1 abgeändert, sodass die Bestimmung nunmehr lautet 
wie folgt: 

Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats 
müssen ausreichend fachlich und persönlich 
qualifiziert sein und die gesetzlichen Vor-
aussetzungen erfüllen. Vorstandsmitglieder 
dürfen im Zeitpunkt ihrer Bestellung nicht älter 
als 65 Jahre sein. Die Funktionsperiode eines 
Aufsichtsratsmitglieds endet mit dem Ablauf der 
ordentlichen Hauptversammlung, die auf die 
Vollendung des 74. Lebensjahres des 
Aufsichtsratsmitglieds folgt. Vorstandsmitglieder 
dürfen nicht Mitglieder des "VEREIN - DIE 
ERSTE österreichische Spar-Casse Privat-
stiftung" sein. 

Members of the Management Board and the 
Supervisory Board have to be sufficiently 
qualified with regard to their knowledge and their 
person and must meet the statutory 
requirements. At the time of their appointment 
Management Board members must not be older 
than 65 years of age. The term of office of a 
member of the Supervisory Board shall end upon 
conclusion of the annual shareholders’ meeting 
following completion of the 74th year of the 
member of the Supervisory Board. Management 
Board members must not be members of the 
"VEREIN - DIE ERSTE österreichische Spar-
CassePrivatstiftung". 

 

BEGRÜNDUNG 
 

Das österreichische Aktiengesetz und der Österreichische Corporate Governance 
Kodex sehen keine Altersgrenze für Aufsichtsratsmitglieder vor. Im Unterschied dazu 
empfiehlt zB der Deutsche Corporate Governance Kodex, eine Altersgrenze für 
Aufsichtsratsmitglieder vorzusehen, ohne selbst eine bestimmte Altersgrenze 
vorzuschlagen.  
 
Es obliegt daher dem Vorstand und dem Aufsichtsrat der Erste Group Bank AG, den 
Gestaltungsspielraum im Hinblick auf die Festlegung einer Altersgrenze 
wahrzunehmen und individuelle Lösungen – unter Berücksichtigung der Tätigkeit der 
Erste Group Bank AG und der Festlegung wesentlicher Qualifikationsmerkmale für 
den Aufsichtsrat – zu schaffen. Dabei ist den stets wachsenden Anforderungen an 
die Ausübung eines Aufsichtsratsmandats und der Komplexität der Tätigkeit, 
insbesondere auch aus Sicht einer internationalen Geschäftsbank, Rechnung zu 
tragen.  
 
Festzuhalten ist, dass grundsätzlich die konkrete Festlegung der Altersgrenze durch 
Beschluss des Aufsichtsrats, durch Bestimmung in der Geschäftsordnung für den 
Aufsichtsrat oder auch durch Festlegung der Altersgrenze in der Satzung erfolgen 
kann. Die Erste Group Bank AG hat sich für die Festlegung der Altersgrenze in der 
Satzung entschieden. 
 



Die Änderung des Punktes 12.1 der Satzung dient der weitgehenden Angleichung 
des spätestmöglichen Zeitpunkts der Beendigung der Funktionsperiode aller 
Aufsichtsratsmitglieder, indem die Altersgrenze – unabhängig vom Zeitpunkt der 
Bestellung und der Dauer der Funktionsperiode – auf das Ende der ordentlichen 
Hauptversammlung abstellt, die auf die Vollendung des 74. Lebensjahres des 
jeweiligen Aufsichtsratsmitglieds folgt. 
 
Durch das Abstellen der Altersgrenze auf den Bestellungszeitpunkt – wie das bei den 
Aufsichtratsmitgliedern nach der geltenden Satzung der Fall war - kommt es zu 
einem sachlich nicht gerechtfertigten Altersunterschied bei der spätestmöglichen 
Beendigung des Aufsichtsratsmandats, da die Dauer der Funktionsperiode des 
jeweils gewählten Aufsichtsratsmitglieds unberücksichtigt bleibt. Dies führt in der 
Praxis zu einem Altersunterschied von bis zu fünf Jahren im Zeitpunkt der 
Beendigung der Funktionsperiode für die Aufsichtsratsmitglieder – abhängig von 
Geburtsdatum, Tag der Hauptversammlung, Datum der Erstbestellung etc. 
 
Das Abstellen der Altersgrenze auf den Bestellungszeitpunkt ist für die 
Vorstandsmitglieder sachgerecht differenziert, da dieser nicht durch die 
Hauptversammlung, sondern durch den Aufsichtsrat zu individuell erforderlichen 
Zeitpunkten vorgenommen werden kann.  
 


